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Leserbeiträge zum Flächennut-
zungsplan in Feucht:

Da mich die Entwicklung Feuchts 
interessiert, war ich bei der öffent-
lichen Gemeinderatssitzung und 
der Bürgerversammlung. Ich hörte, 
dass Feucht von Wald begrenzt ist, 
nicht schlecht, wie ich meine, da das 
ja auch ein Grund ist, warum Bür-
ger gerne in Feucht wohnen. Nun 
muss aber Feucht wachsen, das ist 
zumindest die Meinung der großen 
Mehrheit des Gemeinderats, nur die 
Grünen widersprachen dieser Auf-
fassung. Warum Feucht unbedingt 
wachsen muss, habe ich allerdings 
nicht erfahren. Mir ist natürlich klar, 
dass in Deutschland Wohnungsnot 
herrscht, aber muss man dafür in 
Feucht die letzten Grünflächen zu-
betonieren? Ich denke Feucht hat mit 
Parkside einen überdimensionalen 
Beitrag zur Bekämpfung der allge-
meinen Wohnungsnot geleistet und 
ist damit schon extrem gewachsen. 
Vor nicht allzu langer Zeit hieß es, 
Feucht sei eine überalterte Gemein-
de, jetzt hat man zu viele Kinder, da 
Betreuungsplätze fehlen. Kitas und 
Horte gehören zur Infrastruktur wie 
Straßen und Radwege (...) 

Kinderbetreuungsplätze gibt es ab 
Januar 2019 wieder genügend, habe 
ich gelernt, Straßen und Verkehr ist 
aber auch bei wachsender Bevölke-
rungszahl für den Gemeinderat an-
scheinend kein Thema. Dass hier 
Grenzen erreicht oder bereits über-
schritten wurden, wurde wieder nur 
von den Grünen angemerkt. Beim 
Thema Wohnungen werden die Ver-
säumnisse der Politik sehr deutlich, 
und damit meine ich in erster Linie 
die Landes- und Bundespolitik. Zu-
kunftspolitik ist und war auch in der 
Vergangenheit vollkommen unterbe-
lichtet. Man hat den sozialen Woh-
nungsbau gnadenlos zurückgefah-
ren, und jetzt jammert man über zu 
wenig bezahlbaren Wohnraum. Das 
ist ein gewaltiges Problem, das man 
schnellstens lösen muss, aber nicht 
allein auf Gemeindeebene. Entzer-
rung ist das Thema, nicht nur die Me-

tropolen sollten mit Arbeitsplätzen 
und Wohnungen aufgeblasen werden, 
da muss endlich etwas für die ländli-
chen Regionen getan werden. 

Bayern besteht nicht nur aus Mün-
chen und Nürnberg. Feucht gehört 
zum direkten Umfeld von Nürnberg, 
und daher ist es zwingend erforder-
lich, dass der Markt im Grünen auch 
einer im Grünen bleibt. Diesen Mar-
ketingeffekt, den man viel zu wenig 
nutzt, sollte man nicht durch unnö-
tigen Flächenfraß ganz kaputt ma-
chen. Die Lösung kann nicht sein, 
das Umfeld eines S-Bahn-Halte-
punkts völlig zuzubauen, umgekehrt 
sollte man das angehen: den öffent-
lichen Nahverkehr wesentlich bes-
ser ausbauen, dann wird es auch an 
anderen Orten interessanter zu bau-
en. Derartige Visionen vermisse ich 
in einem Land, in dem es überwie-
gend um Wachstum auf Teufel komm 
raus geht. Wachstum in vernünfti-
gem Maß ist wichtig, aber nicht vor-
zugsweise mit veralteten Technologi-
en, die wie in der Autoindustrie mit 
allen Tricks durchgezogen werden. 
Bürger müssen immer mehr darauf 
achten, dass unsere Umwelt lebens-
wert bleibt, denn wir sind nicht die 
letzten die auf dieser Erde wohnen.   

 
Roland Hertlein, 
Feucht

Bei der Bürgerversammlung am 30. 
Januar ging es unter anderem um das 
Thema Zuwachs. Wir müssten Wohn-
raum schaffen, am besten günstigen. 
Nun frage ich mich, ob in den letzten 
Jahren nicht schon genug Wohnraum 
geschaffen wurde. Es wurde Parksi-
de, der Zeidelgarten, hinter der Post 
und in der Friedrich-Ebert-Straße 
gebaut. Es entstehen neue Gebäude 
im Bienenweg, in der Fischbacher-
straße und in der Altdorferstraße. 
Warum war es nicht möglich, bei ei-
ner dieser Baumaßnahmen sozialen 
Wohnbau zu schaffen? Weiter berich-
tete Herr Rupprecht über die steigen-
den Schülerzahlen in den nächsten 
Jahren. „Es müsse dann etwas zu-
sammengerutscht werden“. Ist es für 

Lehrer und Schüler förderlich, wenn 
die Klassenstärke bei der Obergren-
ze von 28 Schülern liegt? Und wie 
sieht es mit Lehrkräften aus? Des 
Weiteren hat es die Gemeinde in den 
letzten Jahren nicht geschafft, allen 
Eltern pünktlich zum Kindergarten- 
bzw. Schulbeginn einen Betreuungs-
platz anzubieten. Wie soll das alles 
gestemmt werden, wenn immer wei-
ter gebaut wird?

Ein weiteres Argument gegen die 
Bauabsichten ist in meinen Augen 
die Feinstaubbelastung. In der Bür-
gerversammlung wurde über die-
ses Thema ebenfalls gesprochen und 
überlegt, wie der CO2-Ausstoß redu-
ziert werden könne. Ich wiederho-
le mich: Sollte man nicht damit be-
ginnen, das zu bewahren, was uns 
die Natur an die Hand gibt? Unse-
re Grünflächen, Sträucher und Wäl-
der? Diese filtern die Luft und verän-
dern die Luftströmung, was zu einer 
Verringerung der Schadstoffbelas-
tung beiträgt. Die Wälder verbrau-
chen Kohlendioxid und erzeugen 
Sauerstoff, sie verringern die Wind-
geschwindigkeit und sorgen für ein 
besseres Stadtklima. Warum zählen 
diese wissenschaftlichen Fakten bei 
uns im Gemeinderat nicht? Ich möch-
te nochmals für unsere Verantwor-
tung gegenüber den nachfolgenden 
Generationen plädieren.

  
Silke Deckelnick, 
Feucht

Zu unserem Artikel „Raumpatrouil-
le Kreistag Nürnberger Land“ vom 
31. Januar folgender Leserbrief:

Daten und Fakten aus diesem Ar-
tikel sagen mir, dass 701 von 965 
Schülern aus Altdorf/Nürnberg/
Schwarzenbruck/Wendelstein und 
Burgthann kommen. Gibt es keine 
Realschulen in Nürnberg, Neumarkt 
und Schwabach?

Eine besser ausgeklügelte Umver-
teilung, statt wieder auszubauen, tut 
hier meines Erachtens Not.

Das Argument „Wir können unse-
ren Schülern nicht verbieten, wo sie 

hin wollen“ lasse ich nicht gelten. Wo 
kein Platz mehr ist, müssen andere 
Alternativen angeboten werden.

Die Schule liegt inmitten eines 
Wohngebiets, das in den letzten Jah-
ren, über den Ausbau der Realschu-
le hinaus, massivst ausgebaut wurde.

Die aktuelle Diskussionen rund 
um den Flächennutzungsplan lassen 
vermuten, dass hier noch kein Ende 
in Sicht ist und mit weiterem Wohn-
bau zu rechnen ist.

Was muss noch mehr geschehen, 
damit die Verantwortlichen sich be-
sinnen, dass die Infrastruktur im-
mer stärker belastet wird. Der Ver-
kehr und die dadurch entstehende 
Rücksichtslosigkeit nehmen immer 
mehr zu. Die 30 Km/h-Zone ist eine 
Farce, geschweige denn die soge-
nannte Nachhaltigkeit. 

Wo bleibt diese, wenn tagtäglich 
hunderte Schüler durch die Gegend 
gekarrt werden, die bei einer besse-
ren Umverteilung gleiche und viel-
leicht sogar kürzere Wege hätten.

Hier muss angesetzt werden, statt 
sinnlos Beton und somit Steuergel-
der zu verprassen.

Liebes Landratsamt, geht nochmal 
in euch und lasst die Kirche im Dorf. 
Dies geht eindeutig zu weit und wird 
noch mehr Bürger auf die Palme 
bringen als ohnehin schon geschehen 
in Zusammenhang mit dem Indust-
riegebiet „Moserbrücke“ und dem 
neuen Flächennutzungsplan Feucht.

Oder sind euch eure Bürger egal? 
Manchmal bekomme ich den Ein-
druck!

Jan van der Oest,
Feucht

Leserbriefe sind keine redaktionel-
len Meinungsäußerungen. Kürzun-
gen behalten wir uns vor. Aus Da-
tenschutzgründen veröffentlichen 
wir nur den Namen und den Wohnort 
des Verfassers. Der Redaktion muss 
aber auch bei E-Mails die vollständi-
ge Anschrift mit Telefonnummer vor-
liegen. Ansonsten gelten diese Leser-
briefe als anonym und können nicht 
veröffentlicht werden.

LESERBRIEFE

„Wir müssen uns auf den Weg machen“
Richard Mergner vom Bund Naturschutz nennt verwässertes Klimaschutzziel 2020 „enttäuschend“

NÜRNBERGER LAND – Kom-
men Unionsparteien und SPD mit ei-
ner neuerlichen Groko zu Potte, wäre 
das Klimaziel 2020 nach bisherigem 
Stand gekippt. Dabei schien es ein-
mal dringlich gegen die Erderwär-
mung. Was läuft falsch im Land? 
Und welche Rolle genau spielt hier 
und auch beim Thema Glyphosat der 
Bund Naturschutz? Fragen an den 
Landesbeauftragten Richard Merg-
ner aus Hersbruck.

Sollte es zur Großen Koalition 
kommen, scheint das nächstgelege-
ne Klimaziel gekippt. Wie steht es 
aus Ihrer Sicht um die Energiewen-
de?

Richard Mergner: Wir sind mit-
ten in der Klimakrise mit weltwei-
ten Auswirkungen. Natürlich ist 
nicht jedes Wetter darauf zurück-
zuführen, aber die Atmosphäre er-
wärmt sich, die Gletscher schmelzen. 
Deshalb wäre die bayerische Staats-
regierung aufgerufen, alles, was sie 
kann, dagegen zu unternehmen. Es 
ist absolut enttäuschend, dass in den 

Sondierungspapieren für eine Groko 
kein engagierter Klimaschutz drin-
steht. Dabei war das bisher gülti-
ge Ziel, den CO2-Ausstoß bis 2020 
um 40 Prozent gegenüber dem Wert 
von 1990 zu verringern, von Politi-
kern und nicht etwa von Naturschüt-
zern vorgegeben. Ich finde es ebenso 
enttäuschend, dass im Zehn-Punk-
te-Programm des designierten Mi-
nisterpräsidenten Markus Söder der 
Klimaschutz oder die Energiewende 
nicht einmal erwähnt werden. Ob-
wohl es für die Lebensgrundlage der 
Bürger enorm wichtig wäre und da-
mit eine der größten Fluchtursachen 
weltweit beseitigt würde. Daher hof-
fen wir noch auf die bevorstehenden 
Koalitionsverhandlungen, dass sich 
beide Seiten doch noch verpflichten, 
dieses selbst gesteckte Ziel einzuhal-
ten.

Geht das überhaupt noch?
Richard Mergner: Wir müssten nur 

die dreckigsten Stein- und Braun-
kohlekraftwerke abschalten. Das 
könnte noch klappen.

Und wie genau? Woher beziehen 
wir die Energie stattdessen?

Richard Mergner: Im Strombereich 
sind wir schon relativ weit mit Al-
ternativenergien. Auch wenn voriges 
Jahr in Bayern wegen der 10-H-Re-
gelung nur vier neue Windkraftwer-
ke ans Netz gingen, haben wir bei 
den Alternativenergien einen An-
teil von 40 Prozent; in Deutschland 
von 30 bis 35 Prozent. Auf der ande-
ren Seite aber haben wir bei CO2 we-
gen der Lobby- und Industrieinter-
essen keine Grenzwerte gesetzt. Die 
Kohlekraftwerke laufen weiter und 
den Überschuss exportieren wir ins 
Ausland. Die Menge allein im ersten 
Halbjahr 2017 entsprach der Kapazi-
tät von fünf großen Kohlekraftwer-
ken oder dem Verbrauch von 20 Mil-
lionen Haushalten.

Was schlagen Sie vor?
Richard Mergner: Besser wären 

kleine intelligent verschaltete Lö-
sungen. Biogas-Kraftwerke lassen 
sich heute vom Smartphone aus be-
dienen. Ein wichtiges Stichwort ist 

die sogenannte Sektorenkopp-
lung. Demnach wird Energie 
nicht mehr nur als Strom und 
Wärme gesehen, sondern auch 
zusammen mit dem Thema Mo-
bilität. Fortschrittliche Stadt-
werke versuchen sich darauf 
einzustellen. Hersbruck zum 
Beispiel hat sich unter der Füh-
rung der Hewa vorbildlich auf 
den Weg gemacht, die Nahwär-
menetze auszubauen, mit Wär-
menutzung des Holzkraftwerks 
bei gleichzeitiger Stromerzeu-
gung. Was hier noch fehlt, ist 
ein Klimaschutzplan, der in al-
len kommunalen Liegenschaf-
ten den Energieverbrauch erfasst 
und die großen Einsparpotenzia-
le nutzt, Im Stadtrat sollte jedes 
Jahr darüber diskutiert werden. 
Klimaschutz findet vor Ort statt, 
aber natürlich erleichtern gute 
politische Rahmenbedingungen 
das Ganze.

Reicht der Strom denn für die 
künftige E-Mobilität und Digi-
talwelt 4.0?

Richard Mergner: Letztlich 
wäre nur eine Verschiebung in-
nerhalb der Sektoren hin zum 
CO2-Sparen nötig. Das noch gül-
tige Klimaschutzziel bis 2050 
lautet ja immerhin 80 bis 90 Pro-
zent weniger Kohlendioxid als 
1990. Wir müssen uns auf den 
Weg machen! 2020 ist nur des-
halb nicht zu halten, weil die 
Kohlekraftwerke nicht abge-
schaltet wurden. Dass jetzt im 
Sondierungspapier noch die 

schwammigere Formulierung „bis 
2020 so weit wie möglich zu reduzie-
ren“ steht, hat auch nur mit Druck 
von unserer Seite zu tun.

Was würde noch helfen?
Richard Mergner: Energiesparen 

muss sich lohnen. Der Bund Natur-
schutz fordert daher für Deutschland 
und Bayern eigene Klimaschutzge-
setze. Wer nicht mitmacht, müsste ei-
nen deutlichen Nachteil spüren.

Aber dafür braucht es ausreichen-
de Übergänge ...

Richard Mergner: Daran ist ja ge-
dacht im Sondierungspapier. Dar-
in sind „rechtliche, wirtschaftliche, 
soziale und strukturpolitische Be-
gleitmaßnahmen“ und ein „Fonds 
für Strukturwandel“ aus Bundes-
mitteln vorgesehen. Der Staat muss 
den Beschäftigten in alten Indust-
riezweigen eine Perspektive anbie-
ten.

Bei Glyphosat waren Sie ja nicht 
für einen Übergang. Kann man den 

Bauern einfach von heute auf mor-
gen das Allround-Mittel wegneh-
men?

Richard Mergner: Es gibt ja schon 
Landwirte, die ohne Pestizide wirt-
schaften: die Biobauern. Und es 
gibt viele konventionelle Landwir-
te, die ohne Glyphosat und ande-
re Pestizide auskommen, die noch 
mehr auf ihr Feldmanagement ach-
ten und die mehr Wert auf ein na-
türliches Gleichgewicht am Acker 
legen. Aber man kann auch nicht 
pauschal sagen: die Landwirte. Au-
ßerdem gab es Verbote durchaus 
schon mal, ich denke nur an Atra-
zin oder DDT. In Wahrheit ist es 
doch so, dass die Zukunft bereits 
anklopft: Mit der Digitalisierung 
werden Konzerne immer weniger 
Geld mit Chemie verdienen und im-
mer mehr mit Dienstleistung, Ver-
sicherung und Technologie. So wie 
es bereits selbst fahrende Staub-
sauger oder Rasenmäher gibt, ha-
cken auch schon bereits Roboter 
die Äcker. Es ist wie bei den Ener-
gieversorgern, die nicht mehr nur 
Strom und Gas verkaufen, sondern 
Dienstleistung und Know-how. Die 
Automobilbranche hat auch längst 
alternative Mobilitätskonzepte wie 
Car-Sharing in der Schublade, aber 
solange sie mit dem Verkauf von 
steuersubventionierten, PS-star-
ken sogenannten Dienstwagen und 
schmutzigen Dieselmotoren Milli-
arden verdienen ... Es hilft immer, 
die wirtschaftlichen Verflechtun-
gen und Gewinn-Interessen zu ken-
nen. Grundsätzlich habe ich auch 
nichts gegen Profit, aber ich wün-
sche mir mehr Transparenz und 
eine offene Diskussion über den 
Klimaschutz.

Bundestagsabgeordnete Marlene 
Mortler warf Ihnen vor, in diesem 
Bereich, aus Empörung, selbst Pro-
fit zu schlagen.

Richard Mergner: Den BN unter-
stützen viele Menschen mit ihren 
Spenden, damit er sich einsetzt für 
eine saubere Luft, besseres Wasser 
und eine Landwirtschaft, die pfleg-
lich mit Tieren umgeht. Wir sind ein 
gemeinnütziger Verein wie die Feu-
erwehr und eben kein Wirtschafts-
unternehmen. Den Vorwurf empfin-
den wir als ehrabschneidend.

Aber Sie machen auch Politik.
Richard Mergner: Verbände wir-

ken laut Grundgesetz an der poli-
tischen Willensbildung mit, das ist 
nicht nur Sache der Parteien. Wer 
dieses ehrenamtliche Engagement 
diskreditiert, der legt letztlich die 
Axt an die Demokratie. 

 Interview: Michael Scholz

„Wir müssten nur die dreckigsten Kohlekraftwerke abschalten“, sagt Richard Mergner. Der Landesbeauftragte des Bund 
Naturschutz war bei der Demonstration gegen die aktuelle Agrarpolitik in Berlin und hat davon das Motiv oben mitgebracht, 
das die BN-Haltung wiedergibt.  Foto: M. Scholz

Psychosoziale Beratung

ALTDORF – Sprechstunden für 
Menschen in seelischen Krisen und 
Menschen, die suchtgefährdet oder 
suchtkrank sind, bietet der Sozi-
ale Beratungsdienst des Gesund-
heitsamtes Nürnberger Land an. 
Auch Angehörige können sich be-
raten lassen. Die Sprechstunden 
finden jeden Montag von 13.30 bis 
15.30 Uhr im Altdorfer Kultur-Rat-
haus, Oberer Markt 2, 1. Stock, Zi. 
13, statt. Die Beratung ist kostenlos. 
Nach Absprache sind auch Haus-
besuche möglich. Termine kön-
nen mit der Sozialpädagogin An-
nette Kiener unter der Rufnummer 
09123/950-6555 vereinbart werden.

Sprechtag des Bürgermeisters

FEUCHT – Bürgermeister Kon-
rad Rupprecht hält am Mittwoch, 
7. Februar, seinen Bürgermeis-
tersprechtag von 14 bis 20 Uhr im 
Zimmer 103 im Rathaus ab. Der 
darauf folgende Bürgermeister-
sprechtag wird am Mittwoch, 4. 
April, von 14 bis 20 Uhr stattfin-
den. Darüber hinaus steht die Tür 
des Rathauschefs jederzeit offen, 
wenn nicht gerade feste Termine 
bestehen oder Besprechungen an-
beraumt sind. 

Demo gegen Abschiebung

NÜRNBERGER LAND – In Lauf 
lädt ein überparteiliches Bünd-
nis zu einer Demonstration gegen 
die Abschiebung von Ashot A. nach 
Armenien. Der Flüchtling werde 
trotz Duldungsschrieb, Betreuer-
ausweis und gelungener Integrati-
on von seinen schwerkranken El-
tern getrennt und abgeschoben. 
Das behaupten Vertreter der Bun-
ten Liste und deren angeschlosse-
nen Parteien, die Linke, die Pira-
ten-Partei sowie die Partei Mut. 
Von 10 bis 12 Uhr findet am Sams-
tag, 3. Februar, eine überparteili-
che Kundgebung auf dem Laufer 
Marktplatz statt.

WAS KOMMT


